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Gordischer Knoten Straßenausbau von OTZ-Redakteur Volkhard Paczulla
Landtags - Innenausschuss plagt sich mit Gesetzentwürfen, während der  Volkszorn wächst

Wenn sich der Landtags - Innenausschuss regelmäßig Arbeit für Freitag Nachmittag organisiert, muss das Gründe haben. Einer davon ist der Streit um die Kosten des kommunalen Straßenausbaus. 

Seit das Oberverwaltungsgericht (OVG) Weimar im Mai 2005 entschied, dass Gemeinden in Thüringen dafür Beiträge von Grundeigentümern erheben müssen, und zwar rückwirkend bis 1991, ist im Landtag guter Rat wieder mal teuer. Die PDS-Linksfraktion schlägt mit ihrem Gesetzentwurf vor, doch so zu verfahren wie in Sachsen. Dort ist es den Gemeinden freigestellt, ob sie für grundhaften Straßenausbau die Bürger zur Kasse bitten oder nicht. Höchstrichterlich abgesegnet durch einen Beschluss des OVG Bautzen. Dem PDS-Abgeordneten Frank Kuschel will nicht in den Kopf, weshalb sächsisches Recht nicht auf Thüringen übertragbar sein soll.

Die SPD dagegen erkennt die juristische Hürde und plädiert ihrerseits für eine Stichtagsregelung. Demnach soll es Kommunen freigestellt bleiben, ob sie auch Beiträge nachträglich kassieren, die vor dem 31. Dezember 1996 fällig geworden sind. Uwe Höhn (SPD) sagt, das sei kein willkürliches Datum. Es hänge vielmehr mit der Aufbewahrungsfrist von Unterlagen in den Ämtern zusammen.

Leider löst auch das nicht die Ungerechtigkeit auf, dass in vielen Kommunen gesetzeskonform Beiträge kassiert wurden und viele andere nicht einmal eine Satzung dafür beschlossen. So erging sich die Anhörung im Innenausschuss zunächst in juristischer Haarspalterei, während vor dem Parlamentsgebäude, hart an der Bannmeilen-Kante, das Volk deftige Worte fand. "CDU raus aus dem Landtag" und "Althaus - Totengräber der Demokratie" stand auf mitgebrachten Plakaten, die teilweise noch aus der Zeit stammten, als der gescholtene Regierungschef schließlich entnervt die Wasserbeiträge abschaffte. Das Szenario soll sich wiederholen. Frank Kuschel dankte den zwei- bis dreihundert Demonstranten der "Bürgerallianz gegen überhöhte Kommunalabgaben" ausdrücklich für ihr Kommen. Diesmal wurde sogar der liebe Gott bemüht. Ganz in der Tradition Luthers ließ Pfarrer Wieland Hartmann aus Sonneborn bei Gotha zwar das System von Unten und Oben ausdrücklich unangetastet, gemahnte die Oberen jedoch wortgewaltig an ihre Pflichten. "Zwangsbeiträge" durchzudrücken gehöre nicht dazu.

Den Ausdruck wollte sich Joachim Bleeck in der Anhörung nicht zu eigen machen. Der Chef des Thüringer Vermieterverbandes Haus und Grund suchte den Abgeordneten die Illusion zu nehmen, mit einer Gesetzesänderung die absolute Gerechtigkeit herstellen zu können. Sie sollten sich vielmehr bemühen, größere Ungerechtigkeiten zu vermeiden. Zum Beispiel, indem die Straßenfinanzierung über die Grundsteuer geregelt wird. Denn die ist umlagefähig auf Mieter, die ja auch etwas von einer guten Straße hätten.

Ein Vorschlag, den bereits PDS-Kuschel unters Volk zu bringen suchte, bei der Bürgerallianz aber wenig Beifall fand: Die meisten dort sind nicht Vermieter, sondern Eigenheimer. Steffen Harzer, PDS-Bürgermeister in Hildburghausen und des Genossen Kuschels ständiger Widerpart, spricht sich für Beiträge aus. Er hat sie in "Hibu" auch durchgesetzt und dennoch erlebt, wie zu Bürgerversammlungen eingeladen wurde, um das Straßenprojekt vorzustellen, und keiner kam. So viel zum Thema, man habe nichts gewusst.

Überraschen konnte wieder einmal Karl Heinz Gasser (CDU). Der Innenminister kündigte an, sein Haus werde noch in diesem Monat einen Gesetzesvorschlag einbringen, der alle juristischen Klippen umschifft und die Lage im Land befriedet. Ob der Coup auf teilweise Rückerstattung bereits gezahlter Beiträge hinausläuft wie beim Wasser, ließ der Ressortchef offen. Kommentar. Es ist schon seltsam, wenn Bürgermeister für Gesetzesbruch bejubelt werden.
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Gasser: Gesetzesvorschlag noch im Oktober Von Kai MUDRA (TA) 05.10.2007   

Im Streit um Straßenausbaubeiträge brachte eine Anhörung gestern noch keine Lösung. 

 Vor dem Landtag skandierten gestern etwa 500 Demonstranten: "Wir sind das Volk" und drohten der CDU mit Abwahl in zwei Jahren. Im Parlamentsgebäude rangen Experten bei einer Anhörung im Innenausschuss mit Gesetzesinitiativen der Opposition zu Straßenausbaubeiträgen. Seit das Oberverwaltungsgericht Weimar 2005 entschieden hatte, dass diese auch nachträglich bis 1990 erhoben werden müssen, wenn Gemeinden bisher darauf verzichtet hatten, ringt das Land um eine einvernehmliche Lösung und reibt sich der Volkszorn daran.

Eine Lösung brachte die Anhörung gestern nicht. "Es ist die wohl schwierigste Frage, die wir bisher zu klären hatten", sagte der Chef des Gemeinde- und Städtebundes Ralf Rusch am Rande der Anhörung. Den Vorschlag der Linkspartei, die Straßenausbaubeiträge ganz abzuschaffen, lehnte er ab. Die Initiative der SPD, mit einer Stichtagsregelung das rückwirkende Abkassieren zu verhindern, sieht er verfassungsrechtlich bedenklich.

Das Oberverwaltungsgericht hat mit seiner Entscheidung Land und Gesetzgeber einen gordischen Knoten geknüpft. Zwar kündigte gestern CDU-Innenminister Karl Heinz Gasser noch für den Oktober ein eigenes Gesetz als Ausweg für das Problem an, doch Details wollte auch er nicht nennen. Betroffen sind mit 652 etwa zwei Drittel der Thüringer Gemeinden. Das Problem ist, dass diese entgegen der gesetzlichen Regelung bisher darauf verzichtet hatten, von ihren Einwohnern Ausbaubeiträge für die Erneuerung von Straßen zu verlangen. Laut Urteil müssten diese nun rückwirkend kassiert werden. Allerdings hatte die Kommunalaufsicht bis zum Urteil nicht wirklich auf die Beiträge bestanden und die Kommunen dazu gedrängt.

Gegen das rückwirkende Kassieren spricht schon, dass nicht mehr alle Unterlagen über die Bautätigkeit in den betroffenen Gemeinden vorhanden sein müssen. Damit aber würde der Nachweis über die Beitragshöhe fehlen. Zudem gibt es Gemeinden, die ohne dieses Geld ausgekommen sind, wie beispielsweise Schleusingen oder St. Kilian. Da diese wegen des Verzichts auf die Beiträge auch 30 Prozent weniger Fördermittel erhalten hatten, drohten die Bürgermeister gestern, dieses ausstehende Geld dann vom Land im Gegenzug zu verlangen.

Andererseits sahen die Experten auch, dass nicht die Gemeinden, die ihren Bürgern die Straßenausbaubeiträge getreu dem Gesetz abverlangt haben, nun die Dummen sein dürfen. Das aber nehmen die Demonstranten mit ihrem Widerstand gegen die Beiträge in Kauf.

Wie dieser gordische Knoten zerteilt werden kann? Der nächste Vorschlag kommt vom Innenministerium.
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Warnung vor neuer Beitrags-Willkür[image: image4.png]


Von Hartmut Kaczmarek und Elmar Otto (TLZ) 05.10.2007   
Die von der Landesregierung geplante Stichtagsregelung bei Straßenausbaubeiträgen ist offenbar verfassungswidrig. Zu dieser Einschätzung kommt der renommierte Verwaltungsrechtler Professor Hans-Joachim Driehaus. "Ein Stichtag wird immer willkürlich festgelegt und verstößt damit gegen den Gleichheitsgrundsatz im Grundgesetz", sagte Driehaus im TLZ-Gespräch. Eine solche Regelung benachteilige jene Bürger, die bereits Beitrage gezahlt hätten. "Jede Thüringer Gemeinde ist in der Pflicht, eine Beitragssatzung zu erlassen", sagte der ehemalige Vorsitzende Richter am Bundesverwaltungsgericht. 

Ministerpräsident Dieter Althaus (CDU) hatte eine modifizierte Stichtagsregelung angekündigt. Innenminister Karl Heinz Gasser (CDU) will bis Ende des Monats einen Gesetzentwurf vorlegen. In einem TLZ-Gespräch machte Gasser aber auch deutlich, dass es "keine einfachen Lösungen" in dieser Frage geben werde. Nach seinen Angaben sind von den 2,3 Millionen Thüringern nur eine Minderheit von der Problematik betroffen. Nach einer ersten Bestandsaufnahme seines Hauses schätzt er ihre Zahl auf etwa 13 Prozent.
Vor dem Landtag demonstrierten anlässlich einer Anhörung im Innenausschuss Mitglieder der Bürgerallianz gegen die Erhebung der Beiträge. Sie verlangten deren völlige Abschaffung, ähnlich wie in Sachsen.

